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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Europäischen Übereinkommen vom 25. Okto- 
ber 1967 über die theoretische und praktische Ausbil- 
dung von Krankenschwestern und Krankenpflegern 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Europäische Überein- 
kommen über die theoretische und praktische Ausbildung von 
Krankenschwestern und Krankenpflegern vom 25. Oktober 1967 
unter dem Vorbehalt der Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften am selben Tag unterzeichnet. Das Übereinkom- 
men ist außerdem von Dänemark, Malta, dem Vereinigten 
Königreich, Frankreich, Griechenland, Italien, der Schweiz und 
der Türkei unterzeichnet worden. 

Das Übereinkommen geht auf langjährige Bemühungen des 
Europarates zurück, die europäische Integration auch auf dem 
Gebiet des Gesundheitswesens zu fördern. Durch Festsetzung 
von Mindestnormen sollen die theoretische und praktische Aus- 
bildung in der Krankenpflege in den Vertragsstaaten harmoni- 
siert und gleichzeitig ein Ausbildungsstand des Krankenpflege- 
personals gesichert werden, der den vorgesehenen Mindestan- 
forderungen entspricht. Das Übereinkommen bezieht sich nur 
auf die Ausbildung von Krankenschwestern und Krankenpfle- 
gern, nicht aber auf spezielle Fachrichtungen innerhalb der 
Pflegeberufe. 
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B. Lösung 

In vielem entspricht die Ausbildung der Krankenschwestern und 
Krankenpfleger in der Bundesrepublik Deutschland bereits 
den Forderungen des Übereinkommens. Soweit das nicht der 
Fall ist, wird die Bundesrepublik Deutschland von der Erklärung 
der vorgesehenen Vorbehalte Gebrauch machen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Bund wird durch die Ausführung des Gesetzes kostenmäßig 
nicht belastet. Ländern und Gemeinden können möglicherweise 
durch die Anwendung der Vorschriften der Anlage 1 Kapitel 5 
des Übereinkommens geringfügige zusätzliche Kosten ent- 
stehen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Europäischen Übereinkommen vom 25. Ok- 
tober 1967 über die theoretische und praktische Ausbildung von 
Krankenschwestern und Krankenpflegern 

— Drucksache VI/2656 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Schanzenbach 


Der Entwurf des Gesetzes zu dem Europäischen 
Übereinkommen vom 25. Oktober 1967 wurde dem 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit in 
der 140. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
13. Oktober 1971 überwiesen. Er sieht die Zustim- 
mung «der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes vor, die 
allerdings durch die Inanspruchnahme der in der 
Anlage II des Übereinkommens vorgesehenen Vor- 
behalte eingeschränkt werden soll. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Euro- 
päische Übereinkommen über die theoretische und 
praktische Ausbildung von Krankenschwestern und 
Krankenpflegern vom 25. Oktober 1967 unter dem 
Vorbehalt der Zustimmung der gesetzgebenden Kör- 
perschaften am selben Tage unterzeichnet. Es ist 
außerdem von Dänemark, Malta, dem Vereinigten 
Königreich, Frankreich, Griechenland, Italien, der 
Schweiz und der Türkei unterzeichnet worden. 

Das Übereinkommen ist das Ergebnis langjähriger 
Bemühungen des Europarates, die europäische Inte- 
gration auch auf dem Gebiet des Gesundheitswesens 
zu fördern. Es hat zum Ziele, durch Festsetzung von 
Mindestnormen die theoretische und praktische Aus- 
bildung in der Krankenpflege in den Vertragsstaa- 
ten zu harmonisieren und gleichzeitig einen Aus- 
bildungsstand des Krankenpflegepersonals zu 
sichern, der den Mindestanforderungen entspricht. 
Das Übereinkommen bezieht sich nur auf die Aus- 
bildung von Krankenschwestern und Krankenpfle- 


gern, nicht aber auf spezielle Fachrichtungen inner- 
halb der Pflegeberufe. 

Durch das Übereinkommen verpflichten sich die 
Vertragsstaaten, bestimmte Mindestanforderungen 
an die Ausbildung von Krankenschwestern und 
Krankenpflegern zu realisieren. Bei diesen Mindest- 
anforderungen, die in Anlage I zu dem Überein- 
kommen festgelegt sind, handelt es sich um die 
folgenden: 

Als Ausbildung wird eine mindestens 10jährige 
Schulausbildung gefordert. Die Ausbildung in der 
Krankenpflege selbst muß 4600 Stunden umfassen, 
wobei mindestens die Hälfte auf die praktische Aus- 
bildung entfallen muß. Keinesfalls darf die Stunden- 
zahl des theoretischen und praktischen Unterrichts 
Va der Gesamtausbildungszeit unterschreiten. Für 
die theoretische und praktische Ausbildung ist ein 
umfangreicher Fächerkatalog vorgesehen, der sich 
auf die allgemeine Medizin und auf die medizini- 
schen Fachgebiete erstreckt sowie Kinderpflege und 
Kinderheilkunde, Wochen- und Säuglingspflege, 
Geisteskrankenpflege und Psychiatrie sowie Alten- 
pflege und Alterskrankheiten einbezieht. Für die 
Eignung von Ausbildungsstätten und Ausbildungs- 
personal sowie für die Leitung, Organisation und 
Finanzierung von Krankenpflegeschulen werden be- 
stimmte Mindestforderungen festgelegt. 

Eine Liste der möglichen Vorbehalte findet sich 
in Anlage II zu dem Übereinkommen. Es handelt 
sich hierbei um einen Ausschlußkatalog. Andere als 
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die hier aufgeführten Vorbehalte können nicht gel- 
tend gemacht werden. 

Schließlich enthält das Übereinkommen „Empfeh- 
lungen", die die Durchführung der Ausbildung be- 
treffen. Ein Mindestalter für den Zugang zur Aus- 
bildung ist im Übereinkommen nicht festgelegt. Die 
Empfehlungen sprechen die Frage an, wobei be- 
tont wird, daß grundsätzlich die Schülerinnen und 
Schüler nicht vor Erreichung eines Alters, das je 
nach Land zwischen 17 und 19 Jahren liegt, mit 
Kranken und dem Krankenhausbetrieb in Berüh- 
rung kommen sollen. 

Der Ausschuß spricht sich zustimmend zum Über- 
einkommen aus. In vielem entspricht die Ausbil- 


dung der Krankenschwestern und Krankenpfleger 
in der Bundesrepublik Deutschland bereits gegen- 
wärtig den Forderungen des Übereinkommens. 
Soweit dies nicht der Fall ist (siehe hierzu im 
einzelnen die Denkschrift zum Übereinkommen 
(Drucksache VI/2656), wird die Bundesrepublik 
Deutschland von der Erklärung der vorgesehenen 
Vorbehalte Gebrauch machen. Die Zustimmung ist 
daher, wie Artikel 1 des Gesetzentwurfs es aus- 
drücklich vorsieht, einzuschränken. Der Ausschuß 
ist der Auffassung, daß die Vorbehalte, die die 
Bundesrepublik Deutschland erklären wird, in ab- 
sehbarer Zeit zurückgenommen werden sollen. Die 
Bundesregierung soll daher gebeten werden, als- 
bald das hierfür Notwendige zu veranlassen. 


Bonn, den 2. Dezember 1971 


Frau Schanzenbach 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — ■ Drucksache VI/2656 — 
unverändert anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

darauf hinzuwirken, daß die in der Anlage II 
des Europäischen Übereinkommens aufgeführten 
Vorbehalte, deren Geltendmachung durch Arti- 
kel 1 zugestimmt wird, alsbald abgebaut werden 
können. 


Bonn, den 2. Dezember 1971 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Frau Schanzenbach 

Berichterstatterin 
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